
Spaltung oi

8. Jahrg. Nr. 83
«, Ntat. jagen diese bürgerlichen Minderheiten mit den Waffeir 

In der Mand # e  entwaffneten Revolutionäre. d ie  Wuhaa^Re- 
gierung hat.-.B f abgeworfen und hat sieb offen als
Zentrum der Gegenrevolution bekannt. Und die Unke KMT., 
weit davon entfernt, das Organ der denokratiseben Diktatur 
der Arbeiter und der Bauern zu werden, hat sich offener als io 
qer Vergangenheit als Organ der bürgerlichen Diktatur Ober 
die Arbeiter und die Bauern entpuppt , .“

Wie Wäre es möglich, sieb noch mehr zu täuschen?
; I^as sagt Teint. W«f s^ien, wie gesagt ht seinen Aus

führungen eine glänzende Bestätigung des von um  den Ar- 
hettern längst gesagten. -■» • '  • -* ■“

Eigentümlich Ist nur. daB das Ekkimftglfed Treint seine
Weisheit so spät fentdeckt. Aber er Ist Ruthene, daher ist
es Vettf' Wunder.

Auch sonst ist Grundsätzliches nicht In seiner Opposition.
* Die Tatsachen selbst aber, die er anführt,, führen e in t SP
beredte Sprache. daB wir dem abgesägten Ekkihelden für seine 
Ausffihrungen nur dankbar sein köpnety |  > ^ j

. Von eiaem Jugendgenossen e r s t e n  w ir folgenden Auf- I 
satz. Wir Verden auf diese Frage ta  einer dcgnäebsien N«nr I 
raemzurückkpnunen. Red. d  JÉ. A. Z.“ I

Vorbemerkung: Die dnreb Mehrheitsbeschluß .der I
K. A. J. Berlin he rbeigefÄhrten Gegensätze zwischen des. I 

. Partei upd Jugend führten n  einer Loslösung jener h »  I

nts 4er Partei zur Jugend .fe*lg«le«t Die Leipziger Reichs» 
konierenz im August 1920 befaßte «ick fcn Prinzip ndt diese» 
Fragen. (Siebe. ProtokoUbrosehtfce). Auehdie Jl<*c Jugendr** 
brachte grundsätzliche Artikel zu dfescn Fragen, die auch den* I 
z.. Zt. bestehenden Gegensatz* genügend- klartegten. D i» I 
Oktober—November-Nummer der JR.-i,*. von 1921 bringt, im I 
einem Aubatz über lugend und Partei-daräber leigendes: <ïoV I 

„Kanu, darum der jugendliche Teil der lfe JU Pi* die: JL A r,k  I 
(nur weU ihre Mitglieder jun* sind), sieb das Recht nehmen» 
andere Kampfparolen herauszageben, elfe, andere S tif t  mg ein* 
/■kalten? Nein! Dieses. „Nein“ folgt *us dem Prlnci* eto* 
heitiieb. zeptraiisferr *». kämpfen. Die Frage- m it Ja** beant*. 
wogten heißt dieses • Prinzip* abfehnen. Das aber? darf diet 
K. A. J. nicht, wenn sie eh*. Kommunistische, Arbeiter-Jugend 
sein wHl!- , ‘ j f ’S* I

Diese Disziplin der Kommunisten kann selbstverständficlr 
nur so hinge- währen,.als gleiche revolutionäre Grundsätze 
ihnen gemeinsam sind. Treten-bn Lauf der Zeit grundsätslfehe- 
Verschiedenheiten anf, so können sie nur eine Spaltung von 
K. A. P. und K. A J. zur Folge haben. Falls die Tatsache

K. A. F., ausschließlich der andere Teil der prinzipiellen 
Gegensätze sind, so ist selbstverständlicherweise die K> A. J . 
von den Gebundenheiten der Beschlüsse der „Avantgarde'*., 
befreit. Sie ' wären in diesem Falle eine neue Avantgarde.*;, 
welche aber gleichbedeutend ist einer, neuen Partei; .denn, die 
K. A. J. dürfte dann nicht mehr die Rolle als jaolitische Jagend r 
organisation innehaben, sondern muß, wie während des Welt
krieges. sieb In Ihrer Arbeit auf die Gesamt Wisse konzen
trieren." . -i t-

Soweit die. Stellung der K. A  J. im. Jahre 1921 festgelegt 
ln. Ihrem Spracborgan der JKoten Jugend**, an der noch n n l  
keiner Reichskonférq» etwas, geändert wurde. Unbeachtet der. 
Ausschließlichkeit der angenommenen Gegensätze, liegt, der 
Weg. den die Mehrbett der K. A*J„ rn*‘ ihrem-guten Sfcürsinp 
für Korruptionen., zn geben; bat. vor gezeichnet. . . . .
^  Nun aber^wefgr^zur Fnute^. der^Jngendorg^aisatj^ v

mä WekeU^* Der*^Kapitalismu s kennt seiner heutigen. Aus
beutung des. Proletariats keinen Unterschied zwischen allen 
und Jungen Proletariern. Deshalb b* t aach die proletarische 
Jugend als- ein. Telt des gesamten Proletariats zu gettefc - 

Lediglich die besondere Art des Denkens.der Jugendlieben 
erfordert, etae organisa torische Zusammenfassung. fedigHd» 
darin liegt die selbständige. Organisaiion einer- kommu
nistischen Arbeiter-Jugend begründet.

Programmatisch steht die Jugend auf dem Boden.der 
K. A. P.. und diese to t  in, Ihrem Programm auch die Leitsätze 
der K. Ai J. über das Wesen ihrer Organisation und ihren* 
(Verhältnis rar Parte. .ritenom n^n. In dyn Leits*«».
hTOffrarnvm ncioi rs  d. a .. •  m • . , . ,

„Kampfesweise nnd Ziel der Partei und Jugend Ist das* 
selbe; nur Ihr Wirkungskreis Ist ein verschiedener. Wenn <Be. 
K. A. P. den zielklaren., aktivsten Teü des-Proletariats in sfcji 
vereinigt, so Ist die JL A .,J. die Vereinigung des J to s s e ^  
bewußten Jungproletariats. Jugend und Partei stad nicht s w ^ . 
versch iede^ Waffen, sondern, nur zw ei, Enden einer Waffe: • 
der polnischen Organisation.** . t

Dié Leitsätze, die neben der kurzen Aufzeichnung d$s 
Wesens der K. A  J„ das Verhältnis der Jugend z*r Partei 
festlegen, sprechen aas. daß die K. A. J. trotz ihrer Selb
ständigkeit als Organisation nur einen Tefl der K.. A  P» bildet,, 
das eine Ende einer Waffe. .

Nach dieser Aufzeichnung des programmatisch festgdegtèiT 
Verhältnisses der Jugend zur Partei, sollte es auch für die 
Mehrheit der Berliner K. A. J„ dfe sich im Gegensatz zur 
Partei befindet, klar sein, daß sie sich somit außerhalb, des 
Rahmens der Kommunistischen Arbeiterbewegung stellt, und.  
ihre Rolle als Kommunistische Arbeiter-Jugend aufgeben muß.

Selen wir uns also der Konsequenzen unserer Entschei
dung bewußt! Versucht aus der Jugendeinstellung“  heraus- 
dung bewußt!' Versucht aus der „Jftgendelnstelhing heraus
zukommen und die Dinge vom Gesichtspunkt des Gesamt- 
Proletariats zu betrachten. Zu betrachten als Kommunisten.. 
als bewußt*, nüchtern und real denkende Revolutionäre. 
Dann kann ihre Lösung nicht schwer fallen!

Aber gelöst muß sic werden. Das verlangt die Notwendig
keit der Klarheit für die Kommunistische Arbeiter-Jugend!

Organ der Kommunistischen Arbeiter-Partei Deutschlands
Aue der Perfel

Berlin, 27. Oktober 1927

Der Verrat in Mitteldeutschland
Der Dolchstoß Und die Rote Fahne vom Montag, den 24. Qktober, prophe

zeit: „Wenn diese Zellen In die Hand des Lesers kommen, 
dann haben die Braunkohlenbergleute Mitteldeutschlands die 
Arbeit wieder aufgenommen. Auf die Stellungnahme derselben
Zeitung vom 25. Oktober, die den Gipfelpunkt des Skandals 
darstellen, und selbst die scheinrevolutionären Phrasen des 
vorhergehenden Artikels dementieren, kommen wir an anderer 
Stelle unseres Blattes zurück.

Viel richtiger, wenn auch nach Beginn selbstverständlich, 
ist es, daß die KPD. es nicht gewagt hat, zu handln, d. h. 
sich an die Spitze des Kampfes zu stellen. Die „relative*4 . 
Stabilisierung des Kapitalismus ist ihr in Wirklichkeit die abso
lute Stabilisierung“ der Gewerkschaften. Ihnen, d  h. der 
Bourgeosie, läßt sie die Führerrolle in Krieg und Frieden, in 
Sieg und Niederlage. Das aber ist die völlige Abdankung 
dieser auch „revolutionären“ Partei, und da man In eln- 
geweihten bolschewistischen Kreisen an die Eroberung der 
Gewerkschaften durch die gewerkschaftliche Demokratie nicht 
glaubt, die sie gar nicht will und jede „Spaltung* ablehnt, nm 
nicht aas der Wiege der „Einheitsfront“ zu falle«, so wird |  
klar: Die KPD. hat für hnmer abgedankt

Nicht so die Arbeiterklasse. Vor ihr steht ihre Aufgabe,
eine Welt zu stürzen und neu zu bauen. Schon geht eine ___
Welle neuer Aktivität durch d ie -Reihen d e s t^nfetai iats. as 
Mitteldeutschland ist in diesem Sinne ein Markstein auf dem 
Wege nach vorwärts.

Aufgabe der KPD. und Allgemeinen Arbeiter-Union ist es, 
die Arbeiterklasse von den Schlacken der gewerkschaftlich- 
parlamentarischen Politik zu reinigen,.ihr die Rechte der lönf- 
tigen Elnstellk&g zu nehmen und sie so auf die Bähn defr 
praktischen KampfsoHdarität zu leiten, von der aus allein die 
Aktion der Arbeiterklasse siegreich vorwärtsgetragen werden 
kann. > • ■_»

müssen, daß der angebliche und zukünftige Siebenstundentag 
in Rußland den schändlichen V ertat der deutschen Bolsche
wisten in diesem Kampfe nicht entschuldigt. Und die KH). hat 
verraten und zwar raffinierter und verlogener und deshalb 
gefährlicher als die anderen. Sie gehört mit ihren Gefährten 
von der „Einheitsfront“, der SPD. und dem ADGB. an einen 
und denselben Schandpfahl.

Die KPD. hat in diesem Kampfe den letzten Schein, als 
ob sie jemals kämpfen wollte oder könnte, entgültig liquidiert. 
Sie ist endgültig auf den Hund gekommen und auf den konter
revolutionären Boden der bürgerlichen Gesetzlichkeit herab
gesunken. Von ihr haben die Proleten ebensowenig zu er
hoffen wfe von der deutschen Bourgeoisie, mit der sich Ruß
land in den Annen liegt Die Zentrale, die solcher Gestalt 
ihre „Legalität“ befestigenden und bekräftigen KPD-, erklärte 
schon am-6. Februkr 1926 in der „Roten Fahne“ ganzjtffent- 
licb, sie sei gegen ^uF0Öe“;<L'h. Vdn den Gewerkschaften nicht 
sanktionierte Streiks. Auf dieser Linie hat sie wacket^ durch-1 
gehalten. Sfe dachte nicht d«ra% gelegentlich des Berliner 
Hochbahnersfreiks auch den allgemeinen Verkehrsstreik fflr 
Groß-Berlin zu fordern. Sie befahl im GegentWI den Straßen
bahnern, zu fahren. Die Rote Fahne riet nämlich am Tage 
des Hochbahnerstreiks den Straßenbahnern, nicht einen Wagen
■  e h r  zu fahren, also doch zu fahren. Dieselbe Taktik betrieb 
die KPD. im jetzigen Bergarbeiterstreik. Nicht einmal die 
Bergarbeiter des Reichsgebietes rief sie, die sich noch ge
legentlich des Hamburger W ahlsiegs“ ihres steigenden Ein
flusses unter der Arbeiterschaft rühmte, zum solidarischen 
Kampf auf. Nicht einmal von einer finanziellen „Unter
stützung“ der Streikenden durch die russischen Gewerk
schaften, von der man noch gelegentlich d es  englischen Berg
arbeiterstreiks- solch Aufsehen machte, war etwas zu hören. 
England ist nicht Deutschland und die Freundschaft mit dem 
„internationalen“ Block der deutschen Bourgeoisie, die ihren 
Hoetzscb nach Moskau entsandte, darf-nicht ernsthaft gestört 
werden.

Da lobt sich die KPD. den wackeren parlamentarischen 
Kampf schon eher. Ist do£h dort der Ort, an dem die Bour
geoisie den Abgeordneten der Arbeiterschaft noch ein wenig 
zu rülpsen erlaubt Das haben die Koenen und Lademann 
denn auch pünktlich besorgt nnd „Anträge“ fabriziert und ge
stellt; über deren selbstverständliche Ablehnung sich selbst die 
Herren Antragsteller nicht sonderlich erregt haben dürften. 
Die Gipfellosurig war auch in dieser Zelt des proletarischen 
Kampfes das fade Geschrei: Weg mit d i e s e m Reichstag und 
Sturz des ,,Eürger block“. Nur d i e s e r  Reichstag tut der 
KPD. weh. Im nächsten hoffen die Brandler und Thalheimer, 
die Meyer und Thälmann (?) zusammen mit den SPD.- und 
ADGB.-Bonzen die Ministerbänke anwärmen und das gesegnete 
Zeitalter der »Arbeiter- und Bauernregierung** eröffnen zu 
dürfen.. Anf diese Weise will die KPD. auch den „Kampf* 
um das „verfassungsmäßig verbürgte Koalitionsrecht“  der 
,,Wbrktätigen“ und gegen die Schlichtung* peitsche führen. Als 
ob es im kapitalistischen Staat von beute proletarische 
„Rechte** gäbe. .Mit proletarischer Politik hat das nichts mehr

Es ist so gekommen, wie wir voraussagten. Die Gewerk
schaften haben den Streik fallen lassen. Sie haben ihren un
zähligen Schandtaten eine neue hinzugefügt. Sie haben den 
Kampf der mitteldeutschen Bergproleten schändlich nnd 
schmählich verraten nnd sie für lumpige 60 Pfennige pro 
Schicht in der Spitze verkauft Der Schiedsspruch läuft bis
31. August 1928. Der „Vorwärts“ jubelt: Sieg. Die Hnse- 
männer verkünden den Erfolg der Organisation.

Wie sieht dieser Erfolg aus? Hören wir die Rote Fahne, 
das Zentralorgan der KPD„ das bei der loyalen Einstellung 
der Bolschewisten zur Einheitsfront nnd zum „gesetzlichen“ - 
Streik ein einwandfreier Zeuge ist. Diese schildert (23. Ok
tober), — nachdem sie festgestellt hat, daß die Gewerk
schaften von ihrer Hungerforderang auf 80 Pfg. pro Schicht 
zurückgegangen sind, das Erreichte folgendermaßen:

„Daß diese 60 Pfennig Zulage (statt 80, die ursprünglich 
gefordert waren d  R ed) nur für die Spitz,enlöhner gezahlt 
wird, während die Mehrzahl der Arbeiter viel weniger bis 
herunter-von nur 23 Pfennig pro Schicht bekommt, das ver
schweigt der Vorwärts . . . Von den Durchschnittsverdiensteh 
gehen Jedoch noch 16 Prozent Abzüge für soziale Beiträge ab, 
so daß die Höchstverdienste pro Woche nach dem neuen 
Schiedsspruch 3534 Mark bis herunter für Arbeiterinnen mit 
einem reinen Wochenlohn von 15,78 Mark und Jugendliebe von 
1458 Mark betragen. .

Das sind jedoch nur die Löhne für die Kernreviere, in 
den Randrevieren sind sfe noch bedeutend niedriger.

Daß dies für efhe Zehn- bis Zwölfstundenschicht bei den 
heutigen Lebenshaltungskosten wahre Hungerlöhne sind, muß 
jeder denkende Mensch bestätigen. •

Hier wird schon die Frage der Arbeitszeit berührt. In 
dieser Hinsicht haben die Gewerkschaften während der gan
zen Dauer des Streiks überhaupt keine Forderungen gestellt 
Sie haben sich gehütet ihren „gesetzlichen" Streik durch 
solche Forderungen zu gefährden. Sie haben weiter dafür 
geso rg t daß gerade zur Zeit des Streiks dfe Kumpels an der 
Ruhr in die Zwangsjacke der tariflichen Bipdung bis zum 
Frühjahr 1928 verblieben.

Charakteristisch ist die A rt wie dfe Gewerkschaften den 
Kampf abbrechen ließen. Sie. die im Berliner Straßen
bahner- und Brauereiarbeiterstreik gar nicht genug tn Ur
abstimmungen machen konnten, von denen sfe sich ein zer
mürbendes Ergebnis versprachen, hüteten sich wohlweislich, 
dfe mitteldeutschen Kohlensklaven über den „Abbruch“ des 
Streiks abstimmen zu lassen. Sie wußten, wie das Ergebnis 
aasfaHen würde und waren sich von vornherein klar, daß Wer 
nur mit der Taktik der Ueberrumpelung und der unver- 
sc(lieferten Gewalt der Wille ihrer kapitalistischen Auftrag« 
geber durchzusetzen war. Um den Schein sn wahren, riefen 
sfe allerdings .eine Funktionärversammlang zusammen. In 
dieser hatte sich dfe Bürokratie mit demagogischen Mätz
chen die bekannte Mehrheit** gesichert dfe dann mit 381 
gegen 36 den \y^llen der Organisationsbesitzer erfüllte. Der 
Apparat dieser bflrgerfichen Organisationen fat eben nicht nur 
in der Spitze, sondern auch in den unteren Schichten unwider
ruflich versaut uad nicht mehr amzusteOen nnd zu verbessern. 
E.* ist der Schutt und das Gerflmpel einer vergangenen Zeit 
DaB dfe Stimmung ta den Massen der Bergarbeiter eine ändere 
w ar und isV darüber kann kein Zweifel bestehen. Der Streik 
stand glänzend Das wurde ebenfalls von allen Seiten zu
gegeben. Die Verantwortung fflr den ungeheuerlichen Verrat 
nnd die Abwürgung des Kampfes trifft dfe Gewerkschaften 
mit voller Wacht. Sic haben das Proletariat bewußt verkauft

Die KPD. läutet indessen das Sterbeglöckchen. Sfe möchte 
beim Klang dieses Instruments dfe Erbschaft antreten und 
einiges Wahlgerümpel ergattern. Sfe geht zugleich fleißig mit 
dem Siebenstundentag hausieren, der angeblich and womöglich 
in Ru Band einmal eingeffihrt werden sofl. Wir haben (fiesen 
Schwindel schon in Nr. 82 der Kommunistischen Arbeiter
zeitung zerpflückt. Aber selbst dfe deutschen Arbeiter, dfe 
an das rassische Wunder noch gUuberf, werden begreifen

. ln Ihrer Polemik gegen den leninistischen UltrazentraJIs- 
mus bebt Rosa Luxemburg den Konservatismus hervor, der 
aus dem Wesen aller Instanzen entspringt Und hetzt Hm dfe 
schöpferischen Kräfte der Mtimr a entgegen^ Ais <Ue KAPD. ta 
ihrem Gründungsmsnifest verkflndete. daß s ie  heine Parfei 
im alten Sinne mehr sei, betonte sie damit gegen föderali
stische Spielerei and Individualismus dfe Notwendlgheit der 
organisatorischen Bindung-und vollzog dennoch als^ Ausdruck 
ihrer politischen Plattform dan Bpfcb mit sozialdemokratischem 
Kadavergeborsamiand leninistischem.Po^izeigetet. So W d e t h ,  
aach die Geschichte anserer Partei die Geschichte d «  Kampfe» 
gegen diese beiden Abweichungen vom proletarischen Organe 
sationsprinzip des demokratischen Zentralismus gewesen,, der 
nicht nur'alle Körperschaften aus dér Selbsttätigkeit der Ar
beiter hervorgehen läßt, sondern auch den Gedanken der 
idealen Einheit' einer Organisation etaschlteßt. dfe sich Unke 
und rechte Gruppierungen nach parlamentarischem VortHld 
nicht mehr leisten kamt. Die proletarische Partei muß das 
demokratische Prinzip an ihrer politischen Linie orientieren, 
wie umgekehrt der vom proletarischen Bewußtsdn getragene 
Klassenkampf nur bei größtmöglichstem Selbstbestimmunfs-

rĈ ^ M ^ d ^ g 5 S w ä r t i g e n  Differen«n die Organisation-

j B S s s a Ä Ä t t i r - a f t
uns hier nicht dfe Aufgabe, alle Berünuf.»Vorkommnisse; und

sammenhängen der Angelegenheit zu. Dfe wwtaterteche P a no- 
kratfe ist . kein Ding an, sich and wenn dfe -Opposition^ in 
einem uns rte e  -erst zu Gesfeht gekommenen V*»«» '»«• 
wachsender Trägheit in der Berliner Organisation spricht, so 
beweist-das- npr, wie wenig dfe Partei noch mit der soge
nannten beweglichen Taktik verwachsen ist, und wir glauben 
nicht fehlzugehen in ’der Annahme, daß auch ein Stück dieser 
Oppositionsgeschichte auf das Konto solcher Trägheit kommt. 
Wir leugnen nicht, daß politische Abwege auch für unsere Par
tei organisatorisch sozialdemokratische Konsequenzen zeitigen 
können^ vermissen aber den politischen Standpunkt der Opposi
tion. der zwischen Zweckmäßigkeit und Prinrip berumpendelt, 
dessen formalistische Auffassung dadurch gekennzeichnet ist. 
dafl er beispielsweise vom Kampf gegen dte Diktatur einer 
Schröderkßque spricht ohne nur zu erwähnen., daß hier^aueb 
politische Auffassungen gegen einander standen. Die «Oppo
sition“ hat keinen politischen Standpunkt nnd kann deshalb 
auch keine organisatorischen Wege zeigen. _  .

Einige Bezirke in Berlin haben das Recht auf Beitrags
sperre proklamiert und verwahren sich aber ln Ihren schrift
lichen Anpassungen dagegen, außerhalb der Partei z“ sjtehen. 
Maa tnuB offen aussprechen, daß dte Beitragssperre in « r  Ge- 
schichte der Arbeiterbewegung Immer tm Zeichen der Spaltung 
gestanden h a t daB ste stets, der erste Auftakt einer Trennung 
war, wo politische Grundsätze nicht mehr organisatorisch ge
eint bleiben konnten und deshalb auch nur berechtigt is t  wo 
Spaltung notwendig erscheint Alte Zweideutigkeiten in dieser 
Angelegenheit müssen dte . Opposition auf den -  Weg 
leninistischer Heuchelei führen oder aber ste zeugen davon. 
daB sich diese „Opposition- der Tragweite ihrer Handlungen

Neue Erfolge d er KPD.
Etatsbewllfignng nnd wWM J w f wiw r  Streik.

Es scheint als ob die KPD. anf der Bahn Ihres Abrutsches 
in den Dreck des Arbeiterverrats gar nicht schnell genug 
„vorwärts“  kommen ktnn.

Ein geradezu unerhörtes Beispiel frechster Provokation 
der Arbeiterklasse und schamlosester Entblößung der eigenen 
Schmierigkeit bietet die Rote Fahne vom 25. Oktober. aleO 
wenige Tage nach Abwürgung des mitteldeutschen Streiks.

Die Rote Fahne hat an diesem Tage bereits ganz andere 
Sorgen als diesen Streik. Sie wendet sich erneut der Onanie 
mit der, „Einheitsfront“ zn. An der Spitse des Blattes wird 
in Fettdruck verkündet:. .. ... - Jxjg

und wir erfahren, daB in Hamburg bereits die 
zwischen dem ADGB., der SPD. nnd KPD. stat 
um mit denen, die den mitteldeutschen Streik v< 
voo Seiten der «revolutionären“ KPD. zar Ko 
langen. Zwar wurden die Verhandlungen vo 
ADGB und der SPD. noch einmal abgebrochei 
Ihnen auf dem Bauche rutschende KPD. wie ein s 
behandelten. Doch zwangen ste Im Verlauf der 1 
die KPD. zu einer schriftlichen Erklärung, die « 
würdig wie eindeutig is t  und manchem ehrlk 
beiter endlich die Augen öffnen dürfte. Wh

Fahne Im Fettdruck gebrächt' wird. InTwortiau 
Unterhändler erklärten ujl: »Wir erklären, dal

Dte vom GHA. vorgeschlagene provisorische Tagesordnung 
et: „
1. Die U hren der letzten Parteikampagnen.
2. Vorbereitung des Parteitages.
3. Organisatorisches. £  ^  , . • . 4 .
1  Verschiedenes. K
Näheres durch Rundschreiben. < a gjA f

DaB dte KPD. den außerparlamentarischen Kampf des 
Proletariats nicht will und nie zu ihm gelangen wird, zeigte 
über alles deutlich der Ausgang des mitteldeutschen Kampfes 
und dfe Haltung der KPD. In diesem kritischen Augenblick. 
Wir wollen von den Mätzchen nicht reden, ndt denen dfe 
TlnteUkufis der Bolschewistenpresse den Proleten einreden 
wollten, daß nun nach dem Abbruch des Kampfes durch dfe 
Gewerkschaften der Kampf anch wirklich zn Ende seL So 
brachte die f t ö t e  F a h n e  vom Sonntag, den 23. Oktobeiv 
nur einen verhältnismäßig kurzen Kommentar. Sie faselt von, 
wenn auch geringen „Zugeständnissen“ der Unternehmer und 
schreibt dann: «ZwuM bs wird der Bcrgarh fttarvnrhand einen 
riesigen MMgBederzawechs als Erfelg des Kampfes buchen 
können.“ Als Ueberschrift aber über dem Ganzen steht in 
fetten Lettern: Der q cMidwnraCh verbindlich erklärt Nicht 
einmal zu einem Leitartikel reichte es. Den „schrieb“ In dieser 
Nummer der blöde Thälmann fiber den Oktober -  1923.



j* » m ' bczw , „Wteteorfbai**- n d  A usbau“  
siftieu wolle o. Herr Korsch entdeckt weiter, 

offenen Schlacht zwischen den bürgerliche» 
n Kräften in den letzten. 10 Jahren in Rußland 
seL Das Proletariat sei sogar nicht in dic 
um so zugleich den neaen revolutionären 

btbebe Sowjetrepublik" zit zwingen, ia  seiner 
lervorzutreten.“ Daher auch, wie schon an- 
itatthaitigkeit des Vergleich» zwischen Louis 
arte . Wie der rcraltUMtalre P ittfis t Korsch

Schrittirfer erzielt wurde.“ Darauf folgte cw W n o w  
r „Einheitsfront“. Der Artikelschreiber sagt näm 
i&fcang des mitteldeutschen Kampfes zeigt mit »U** 
It, wie falsch die Taktik der Husemann uad G« 
le  Schiedssprüche anzuerkennen und Ihre Vertin 
lüärung zu verlangen.“ Also falsch ist nur^n.lli 
röche anzuerkennen. • Also darf man zn minnesten 
erkennen und sogar ihre Verbindlichkeit beanir; 
ner .Kampf“ gegen die Schllchtungsdiktatof! I 
blläumageschenk der Stalinisten! Und dann tp  
srbeugung .vor dem jinken Flflgel“ der SPD., vor

selben FunktJKTre folgendermaßen: „Die Funktionäre, die in

SS, Ä tS " .J T Ä J S ld S fiffc iM
der Stimmung der Massen, sondern von der Politik der Führer

doch -Genqß“) der

sfchlicöt er mit dem Ru*W: „Kampf und Streik um L o h n - }  
T r  h ö b u n g MUß die Lösung seit».“ 1 Kein Wort mehr von 
d— ArUMsseit» die in liUtnldentonhiand lfl—12 -Stunden .h u
tw u  n g w ^ i ui i u i i u n  aw  u k * i  * * * * * * £ !" !£ * £
mitteldeutschen Bergproleten Ws zum 31. August J 928 bindet. 
Kein Wort von grundsätzlichem Kampf gegen die Schlicb- 
tungsdiktatur. Lter ganze Artikel J» t nnr die Absicht,jtea 
Weg lür den K ul& m )eljdL  A Q j a f c d ^ ^ e j y ^  
und der kommen«n. von den KIcin b6rgt rw JOt B U tiT iJm iW  
ersehnten Gewerlfcchaftsregleruiig iUeBeicut sogar mit 
Ministern) die Bahn zu ebnen. _  ^  . _

Bezeichnend ist, daß die Rote Fahne selbst zugeben muß, 
daB sie von der Auffassung z. B. der sozialdemokratischen 
Leipziger Volkszeltung Über den Streik nichts trennt. Sin 
schreibt (28. Oktober):

JH c  ..Leipziger Volkszeltung“ konstatiert, daB die Berg
arbeiterschaft durch Ihren Kampf einen H r f o 1 g erzielt tat, 
der „ a b e r  n i c h t  r e s t l o s  b e f r i e d i g e n d ^  Ist. Sie 
hebt hervor, daß 16 Prozent im Durchschnitt gefordert 
waren, von denen II  Prozent bewillig* *jad- D a s  I s t  
I m m e r h i n  e i n e  a n d e r e  L e s a r t  a l s  im « V o r -

Die le ip z ig e r  Volkszeltung" kommt sogar Ws zu der 
Parole, daß S c h l u ß  m i t  d e r  V e r b l n d l l c h k e l t s -  
e i  k l f l r u n g  gemacht werden müsse, daß die Frage des 
Schlichtungswesens diskutiert und eine e i n h e i t l i c h e  
g e w e r k s c h a f t l i c h e  T a k t i k  In dieser F j m d j r e h -  
geführt werden müsse, und sie macht einen SeitenWeb aut 
diejenigen Ihrer Parteifreunde. deren ju n g e r  nach der Re- 
xierungskoalition mit bürgerllcben Parteien“ nicht nachlassen 
w T  und X  das damit begründen, auf diese Weise mehr 

.iünfluß auf das Schlichtungswesen zu erhalten.
Daß di» Führerin unter der linken SPD^-Presse diese 

Töne anschlägt, beweist, wie s e h r . t e  K ^ J e d e r l ^ t e n

^  LÄ d “ä  |

o S .n l« “ onCT d «  Prol.(*ri.t>: Der K oam .rtslhch .n  Ar- 
bettêr-Partel und der AltgenMlnen Arbeiter-Union.

bewegnng selbst dte Konterrevolution! sucht. Das k t  die 
^4»yic  mögliche kommnnistische Taktik,, die. begreift daß der 
Kommunismus das Ende des Kampfes, nicht der Anfang ist, 
die Komnmnisttsche Partei der Bebel, des Klassenkampfes, 
nicht ein Fremdkörper im Proletariat um jedes Preis i s t  Sie 
steht dort „isoliert“. wo es ihr noch- nicht gelingt, dem Prole
tariat die Lehren seines eigenen Kampfes z a »  Bewußtsein 
zn bringen. Aber da. wo die Missen, ihre eigenen Organi
sationen als hindernde Mauern überrennen, gibt die KAPD. 
ifcn^o in der AAU. das organisatorische R ist zeng ihrer eigenen 
Befreiung in die Hand, und trägt selbst die Fahne voran, in- 
dem sie m jind  mit der AAU. die Klasse kÄnpfend vorwärts 
führt. Diese Frage steht voa neuem zur Debatte deswegen, 
weil Teile der Organisation, oder znawufest aa  eto&tßreicher 
Stelle stehende Wbrtführer das ABC reveiatioaärer Taktik 
uad Organisationsgrundsfttze noch nicht begriffen haben. wk| 
dea „Standpunkt" der ^EinheüsorganèsaÜoa“  verfechten. Es 
b t ganz klar, daß iede Dehatfe die voa falschen Voraus- 
Satzungen ausgeht,* zu falschea Resultaten führen maß. uad 
dfe Partei kommTketnen Schritt vorwärts.  Weaa sfe bei ieder 
Diskussion eine Debatte mtt der „Essener Richtung“ oder mtt 
der „Bnbeftsdrganisätlon“ Bfcrea maß. uad. Was das verderb
lichste and fruchtloseste ist. wena der wirkliche Sinn einer 
solchen Diskussion vprschtefert bfeèbt

a  «Priazipiea“ . d te s e M f c k  siad.
Etat Teß der Partei ttt  nicht ia  der Lage, den ia  dea letz

te» Kampagnen geschluckten Jteiormismas“  za verdauen. Er 
kann keine Rechtfertiguag ffc selbst begangene Taten finden 
und setzt .sich mit setaen eigene« Form ierungen in Wider, 
stfrfcch zu dem. was ér selbst getan. Wfe dte einfachsten Fra- 
gen zn etnem Labyrinth, das kein stetblfcber zu enträtseln 
vertnag. verwickelt werden können, zeigt n. a. auch ein Ge
nosse aas Hamburg.. Wie einè Debatte geradezu zu einer 
ausgesprochenen Lächerlichkeit ausarten kann, zeigt Leipzig, 
daß slrih bei eitler d i f f e r e n z i e r t e n  Andalyse über eine 
taktische Frage der Partei aaf das „Kommunistische Mani
fest“  beruft, nnd nicht begreift, daß es nach einem solchen 
„Argument“ ja Oberhaupt keinen * Parlamentarismus hätte 
geben dflrfen für das Proletariat. Wfe weit solche „Prinzi
pien“ die Proletarier vom Kommunismus entfernen, zeigt die 

, „Oppbitlon“, dte an der Haltung der überwiegenden Mehrheit 
der Partei keinerlei prinzipielle Kritik zu üben vermag, son
dern zu dem sogenannten „Fall Schwarz“ ausdrücklich er
klärt: „Dte Opposition ist der Auffassung“, daß dte Annahme von 
Diäten von irfcend welchen Parlamentariern seitens der Partei 
a n  s i c h  n i c h t  gegen die prinzi0lelle antiparlamentarische 
Einstellung der Partei verstößt. Und weiter: ..Die Opposition 
steht auf dem Standpunkt, daß die Angelegenheit Schwarz 
vom Standpunkt der KAPD. natürlich-nicht eine F ra p  d«^ 
Prinzips, sondern eine taktische Frage war, die unter dem 
Gesfehtkpunkt der Zweckmäßigkeit lü r dfe P a r t e i  gelöst 
wérden müßte“.

Diese selbe „Opposition“, die hier selbst dokumentiert, daß 
es sich um k e i n e  prinzipielle Frage handelt, die nar an der 
Begründung Kritik üb t setzte der Partei nicht, auseinander, 
daß dfe von der Mehrheit gegebene Begründung unzureichend 
w ire  — in Wirklichkeit hat die Partei diese von der „Oppo
sition“ gegebene Begründeng ebenfalls gegeben — sondern 
versacht, vermittelst des organisatorischen Terrors und der 
Abdrosseleng der revolutionären Popaganda die Partei za 
sprengen. Hier muß der Zentralausschuß ernsthafte Ab
hilfe schaffen, sonst müfite mit den wachsenden Aufgaben die 
Zersetzung der Partei automatisch nütwachseo. Das Ist e ia  
Zeichen, daß Teile der Partei Ihr Daseinsrecht la  Ihrer eigenen 
Besonderbeit suchen nicht in dem, was sfe mit der Klassen- 
beweguag gemeinsam hat. sondern in dem besonderen Schibbo- 
leth. daß sfe von ihr unterscheidet, das fct «Jas Charakteristikum 
des Sekte.

Der kommende Zentralausschuß der KAPD. wird sich mit 
den .Fragen beschäftigen, die durch die Arbeit von Partei 
and Union zu Fragen geworden siad. and nun nach theore
tischer Klärung drängen, nicht wie es in den hinter uns lie
genden Jahren allzuoft der Fa» war. daß die theoretische 
Lösung der Präzis voraufging. Dadurch erhält dieser Zentral- 
ausschuß eine besondere Bedeutung. Die Etappe, in der die 
Partei kämpft, ist gerade dadarch charakterisiert, daß die 
Partei aHe Hände voll zu tun hat. am das Feld zu beackern, 
d a l  durch dte Verschärfang der Klassengegensätze anfge- 
lockert, und die II. und I1L Internationale von neuem und 
jedem Arbeiter sichtbar vor völlig für sie unlösbaren Prob
lemen stehea. Die Schlichtangsgeißel als die höchste Form 
demokratischer Unterdrückung, demonstriert fortlaufend vor 
der Gesamtklasse des Proletariats die Unmöglichkeit, den 
Kiassenkampf gegen eine übermütig gewordene Boargeoiste. 
dte zar Realbterang ihres Profits den kapitalistischen Pro
duktionsprozeß in ein großes HenschenscMacbthaus w r-  
wandeln maß. hn Rühmen der Gesetze derselben Bourgeoisie 
za führen, aad stellte alle Probleme revolutionärer Taktik 
nnd Organisation von neuem aaf die Tagesordnung der Ge
schichte. — Wem» wir uns auch gut erklären können, daß die 
Partei von den Ereignissen überrascht warde, so muß uns 
diese Erkenntnis dennoch erst recht anspotnen. unsere Waffen 
ztt schärfen, am dfe aas den materiellen Bedingungen heraas
wachsenden ideologischen Brandungen aufzufangen, das heißt, 
dfe Gewerkschaften und dfe mit Amen versippten „Arbeiter
parteien“  aaf dem SchlachtfeUte des ttaisentbm pfes zu stellen. 
— and za schlagen.

O b dte Partei in dea verflossenen Kampagnen immer Jene 
„Prinzipien“ verfolgt, dte sich ln den Köpfen einzelner ein
genistet hatten, ist dabei gar nicht das wichtigste Das Wich
tigste ist. daß die Partei, a b  es im Gebälk der IU. Inter
nationale krachte, zupackfe nnd handelte. Es ist auch müßig, 
darüber zu streiten, ob der organisatorische Gewinn groß oder 
klein ist. Dte Schwächung des Gegners allein schon Ist ein 
Pins für die revolutionäre Bewegnng. Der Uebergang von der 
kapitalistischen zur revolutionären Disziplin ist kein mecha
nischer Akt. Viele Energien, dte im Moment verloren gingen, 
können wiedergewonnen werden darch den richtigen Kurs, 
den die Partei finden muß und wird. Dnrch die geistige 
Klarheit in den eigenen Reihen, dte dte Partei zu Jener ideolo
gischen Einheit schmiedet, nnd iedem Mitglied die Ueber
zeugung gibt, daß die Partei ln den Kämpfen des Proletariats 
lernt. Daß die Partei vor dfe Aufgabe gestellt war. mit Teilen 
der Arbeiter der III. Internationale In lebendige VerWndang 
za kommen, hat, — das Ist ebenfalls wichtig, festzastelten — 
natürlich seine Ursachen in der Hauptsache in den Klassen
kampfbedingungen in Deutschland, und ist n l e b t  znm über
wiegenden Teil das Resultat theoretischer Ueberzeugung über 
die rassische Frage. Wenn dte KPD. and die III. Inter
nationale nicht an den Klippen des Klassenkampfes scheitern 
würden, würde es ungleich schwerer sein, dfe Illusionen über 
den „Arbeiterstaat“ za zerstören. Dfe neue Etappe, in der 
Partei und Union kämpfen, ist dadurch charakterisiert, daß das 
eigene Erleben des Proletariats dasselbe in VerWndung bringt 
mit dèr Wurzel des Verrats der UL Internationale, und daß 
die Partei die Schicksale der kämpfenden Klasse ln dem Sinne 
mit erleben fernen muß. daß sfe an Hand von handgreiflichen 
Zuständen beides zeigen kann, den Verrat selbst and seine 
WurzeL Wir brauchen nnr aal die fetzte Streikwelle hia- 
zaweisen, am augenscheinlich za machen, wo der Schwer
punkt der revolutionären Arbeit UegL Nnr im Kampf selbst 
wird die Partei dfe Klasse aaf diese Stafe za erheben ver
mögen, dfe ihr ermöglicht, auch fernerliegende Fragen kritisch 
za bearteilen, nnd zn erkennen, daß das seine ureigensten 
Angelegenheiten sind. Das ist allerdings nicht lener „reine 
Kommunismus“, der außerhalb des Klassenkampfes liegt, das 
ist auch nicht iener „Kommunismus", der ln der Arbeiter-

Det Bundesvorstand deS’Refehsbanners gibt ln der letzten 
Ausgabe der „Reichsbanner-Zeitung“ folgendes bekannt:

, 0 Ä Ä t Ä J S

M*t. daB lach die Fr**e der K il|M i> y illM l|« liW » »

g T a a s r  Jsasjc
h « . Gegenwärtig geht die Friedensgesdlschaft daza über, 
eine Volksabstimmung üheL  Krj e g ^ u s tverwrtgeru»« vorzu- 
berelten. Wi* woben a *  aÊm  ScWfefe dnrani  hin^ d g j n m g  
OrtiTcratec dahol aalor keiaea U aniladaa aktiv td tw auea 
«M m , Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold kämpft ent- 
5 S n r A r t l k e l U 8  der Reichsverfassung für Völkerver
ständigung und Frieden. Es wird dem «verantwortlichen 
Treiben der Kriegshetzer auch für die Zukunft genau so 

en tgeg tn a^ lten  wte bisher: das Reichsbanner kann 
Sich aber unmöglich von der pazifistischen Bewegung, dte 
tnnerlich xerttssen und tn Ihren Helen unkbr J s t  und deren 
Mitglieder g«ng verschftdene Auflassungen über « e  Taktik 
Veftreteri, Vor den Wagen spannen lassen.

11.
Ein Rundschreiben des RFR, das wir unseren Gauvor- 

ailnden abschriftlich übermitteln, beweist wieder aal das 
zchlagendste, was die Kommunisten unter der von ihnen pro
pagierten „Einheitsfront“ verstehen und wfe sehr ihr ganzes

Also nochmals: Jede gemeinsame Arbeit mit den Kommunisten 

*** Behn*Lesen dieses Ukas entschlüpft einem unwillkürlich

Knochenerweichung ablehnt, so aas dem Graade. well die

r—i

Braucht die Partei sich Ihrer Vergangenheit zn schämen? 
!Maq muB Wer eine kläre Antwort geben! Die Partei Ist, als 
die Krise der III. Internationale auch Teile der KPD.-Arbeiter 
aufrüttelte, imitig auf dfe Schanzen gesprungen. Sie hat däs 
letzte bergegeben, ta t  sich an dfe Fraktion der E. L. gewandt 
lind hat mit ihr gemeinsam gekämpft. Wir standen vor aller 
Äugen des Proletariats in einer Kampfgemeinschaft mit der 
E. L. unter der Bedingung, daß sie die Fragen des revo
lutionären Klassênkampfes ernsthaft diskutiert und auf alle 
Fragen eine offene und ehrliche Antwort gibt. Und als uns die 
Meute der III. Internationale, oder die syndikalistischen Moral- 
philosophen angrtffen. da hat die Partei offen erklärt, daß die 
Mittel, die der E. L. noch zuftleßen, verwandt werden für 
revolutionäre Propaganda und Organisation, daß iedoch die 
E. L. und die KAPD. dieser „kleinen Vorteile“ wegen niemals 
Ihre Taktik ändern würden, sich zum Parlamentarismus be
kennen. und somit an den Wahlen teilnehmen würden. Kein 
Jlensch in der Partei, auch nicht die ^ehrlichsten“ in der Oppo
sition denken daran, daß irgend. Iemand mit dem Gedanken 
des „revolutionären Parlamentarismus“'auch nur spielt. Wenn 
datier die 'Paftél eine Fräge nicht im Sinne einer aufgebEasenen 
Revolutionsromantik entscM det, sondern dabei, ohne von 
tlhcem Prinzip, auch 'nur., das mindeste abzulassen, sich von 
nanz praktischen Erwägungen der Möglichkeit der revolutio
nären Propaganda lelfén fttit, so ist das richtig, notwendig 
und korrelct. Wenn es jedoch Genossen gibt, die sich in 
lïhilosopbhgm tfctgftrfjtBqttf d o f f e r  aftffciT* f a ß  .damit Ja 
theoretisch die Frage des „^evotytipq^ren Parlamentarismus 
aus taktischen GfCnifen'*' offen steht", so stand sie schon offen, 

! die KAPD, nans taktischen Gründen“ die Beibehaltung dei 
ste der E. L. .in dem schon angedeuteten Sinne recht- 

fertigtè. Man komme nicht her und versuche heute der Partei 
ein politisches Alibi a^fzudrängen dadurch, daß die „F. L. 
Jin der Entwicklung begriffen“ war. Das ist richtig, und 
.trotzdem kein Argument. Denn dieses Argument räumt 
Onderen Gruppen • neben der KAPD. eine Existenzberechtigung 
êin und außerdem hat die Partei von sieb aus diese Frage 
jies Parlamentarismus nicht von moralischen Gesichtspunkten, 
und damit an den Anfang, sondern vom Standpunkt der prak
tischen Politik gestellt. Und deshalb kommt es nicht darauf 
hn. daß diese Angelegenheit eine der E. L. war, sie war scjjon 
Vom Anfang an eine solche der KAPD. Die KAPD. mußte die 
Frage stellen als Partei, sie kann und konnte nicht „neutral“ 
Sein, nnd Ist es auch nicht gewesen. Der Zentralausschuß 
MUß den Mut haben, auszusprechen: Zum Teufel mit einem 
.».Marxismus“, der bestrebt Ist uns selbst und den Arbeitern 
blauen Dunst vorzumachen. Unser Kampf gegen den Parla
mentarismus ist kein Kampf gegen ■ Personen, der zuletzt in 
dfe These mündet; Schlagt die Parlamentarier tot, wobei wir 
Io der Tat in bedenkliche Nähe der völkischen Idioten geraten 
würden, sondern ist ein Stück Kl a s s e n  k a m p f .  und èin 

M  einziges Massenflugblatt in den großen Streikbewegungen 
bringt die Partei weiter wie solche „Prinzipien“, die die Par
tei hindern. Ihre elementarsten Aufgaben zu erfüllen. Wenn 
die Partei dann außerdem noch, um ieden Schein zu 
vermeiden, die Frage In einem Sinne löst, daß sie selbst kein 
W j f e M e r  ̂ Parlamentarier? ist, in ihren Reiben hat. so gehört 
schon eine sehrgrobe Portion Vordrehnngskanst und un kommu
nistische Einstellung dazu, mit GeWaftuhd völlig unstfetthaltigen 
Wftlfeh etWäs zii konstruieren, woran man im Ernst selbst nicht 
glaubt. Man mag, wenn man dfe Verantwortung für dfe Anf- 
fOChterhaltung der revolutionären Propaganda Ws zn ienem 
®dfat»«!*kt, wo dfe marschierenden ArbefteVbatälllone uns besser 
unterstützen werden. Von denen sich auch ein Teil Genossen 
fe^en läßt, abtun als „prinzipieller Opportunismus“. Diese g#oß- 

- ßyUie  Geste entspringt derselben Wurzel metaphysischer Ver- 
ßflhi oben heit, wie die Gründe für die Ablehnung“, wo es gär 
nichts abzulehnen ‘gibt. Aber jene Gründe sind nicht politischer, 
föri'ern etWsober und Schöngeistiger Art. und davor 
(Bochten wir die Partei Verschonen,'daß der Grundsatz: „arm 
Uber ehrlich“ zu Ihrem „Prinzip“ Werden könnte.“

IH. Lehren und Aufgaben. •
Der Zentralausschuß der Partei darf jedoch nicht in den 

Fehler verfallen. In der organisatorischen und ideologischen 
ttsd iiltterung  der Pärtei lediglich das Werk von schlechten 
Menschen zu erblichen, nnd auseinanderstrebende Teile durch 
organisatorische Maßregeln oder durch Kompromisse zusammen
zuhalten. Dieser Erschütterung liegen tiefere Ursachen 
<U Grifade, wenn auch nicht verkannt werden darf, daß dieser 
Gegensatz möglichst vertieft wurde durch Genossen, deren 
Innerer W ert ab  Kommunist vielleicht über manche Wider
sprüche Aufschluß geben könnte Über einige Details. Dfe 
Phrtei mußte aus einer Verteidigungsstellung, in die sie ein 
halbes Jahrzehnt gedrängt war. herausgehen, und steht vor 

L einer ungeheuren Aufgabe. . ‘
Revolutionäre Losupgen, die ein Prograriyn ansdrücken 

und im Kampi des Proletariats einer konkreten Interpretation 
bedürfen, sind in den Hirnen einiger Genossen zu leeren Formeln 
erstarrt, und diese wollen das revolutionäre Heiligtum dadurch 
retten, daß sfe e^^ ls feere Formel einbalsamieren. So werden 
die Losungen der revolutionären Partei zu Schlagworten, dfe 
automatisch wiederholt werden, deren praktische Anwendung 
Im Klassenkampf natfirlich dfe „Gefahr“ ln sich trägt, daß das 
-Prinzip“ zum Teufel geh t Das gilt in erster Linie für die 
Taktik* d e r  Union, die sich gerade da bewähren muß,- wo der 
Bankerott dier Gewerkschaften ganz offenbar wird, und dfe 
eben trotzdem nicht nnr eine zweite kommunistische Partei 
aän  kaan. sondern deren große nnd schwierige Aufgabe darin 
besteht, einen fortwährenden Kampf sowohl nm die Organi
sierung des Proletariats a b  Klasse ab  aach am dfe fort
gesetzte Reinheit Ihrer Grundsätze kämpfen muß. Wer diesen 
ta n p f  Scheut, der lüünpft in Wirklichkeit keinen Kampf gegen 
tfëft- Reformismus, sondern dagegen, daß dfe Kommnnbten 
Ihren Einfluß in der Klasse des Proletariats geltend machen 
können, well er selbst den Teil der Klasse, dte dte Gewerk
schaften verlassen, von der Klassenorganisation ausschließt, 
and fbn -den Zwefggewerkschaften um Weyer und Kaiser in 
dfe -Arme treibt, «die ideologische Entwicklung des Prole

tariats b t eben nicht durch organisatorische Maßregeln zu 
fördern, sondern nur zn verhindern. Wir lehnen die Gewerk
schaften nicht deswegen ab, well wir nicht an dfe revolutionäre 
Entwicklung des Proletariats glauben, sondern well die reak
tionäre Verfassung der Gewerkschaften eine revolutionäre 
Emanzipation einfach ausschlfeßt. So verkehrt es wäre, in 
einer Zeit, wo diese Aufgabe nicht konkret stand, diese künftig 
zu forcieren, weil eine Politik ohne konkrete Voraussetzungen 
eben in der Tat nar aaf Kasten des Prinzips möglich ist, eben
so verkehrt wäre es gleichfalls, aas Angst vor der Verletzung 
der Prinzipien diePolitik der verpaßten Gelegenheiten zu pro
klamieren in einer Situation, wo diese Bédlngungenheranrelfen, 
und eine Antwort erheischen.

Dieser Sprung von der der KAPD. anhaftenden tradi
tionellen RevohiHonsromantik, die Ws zu einem gewissen Grad 
die Tradition der KAPD. verkörperte, auf das breite Feld des 
revolutionären klassenkampfes verlangt Beweglichkeit. Ent- 
schiaßfähigkeit. Klarheit über .die große Lfeie und über die 
Bedingungen des Kampfes und die in'flHtefr liegenden Gefahren. 
Eine Partei, die mit solch beschränktem Horizont, wie den der 
.„Opposition“ vor dfese Aufgabe gestelij würde, würde vor 
ba ter Bäumen keinen Wald sehen, vor lanter Prinzipien dfe 
Revolution verschlafen. Um dfese großen Aufgaben, die der 
Parteitag noch einzelnen zu formulieren haben tirird, geht es. 
uind die Erkenntnis von diesen Bedingungen ist es, was Ge
meingut der Partei werden muß. Ist iene Erkenntnis .vor
handen, -dann wird die „Beitragssperre“, keinen Boden mehr
finden. Und Ist sie nicht vqriUndeh; dann' ist ;|rhl( dfef „Ab
hebung“ der Beitragssperre der èinzènen Bezirke deswegen 
nichts gedient, weil eine „Amnestie“ nur einen Zustand in der 
Partei legalisieren würde, aus dem berans bei der ersten besten 
Gelegenheit derselbe Zwiespalt wieder aufloderh müßte, den 
man künstlich verdeckt. Wir sind überzeugt, daß alle Genossen, 
die sich diese Frage vorfegen, begreifen werden, daß es sinnlos 
bt, um einer Lapatfe Willen, die'Partei in einen Ffeberzustand 
zu versetzen, daß die revolutionäre Partei niemals zulassen 

jkamrrdaß der Mehrheit von einer Minderheit däs Messer an 
die Brust gesetzt werden darf. Dfese Prinzipienlosigkeit und 
Grundsatzlosigkeit in der Frage der revolutionären Organi
sation Und ihrer selbstgewollten Disziplin ist nur das logische 
Resultat der politischen Verwirrung dieser „Opposition“. Die 
Genossen, die dieses ^begreiflich“ finden, und „nicht unter 
allen Umständen verurteilen“, sprechen der Politik des poli
tischen Verfolgungswahns eine Berechtigung zu, gegen die die 
Partei mit aller Schärfe Front machen muß. Der Zentralaus
schuß wird wäWen müssen: Entweder die KAPD. ist sich Ihrer 
großen Aufgabe bewußt, und legt sich Rechenschaft darüber 
ab, was es bedeutet, eine Welt ans den Angeln zu heben, oder 
er „versteht“ und „begreift“ und zerschlägt so die elemen
tarsten Voraussetzungen für dfe Schaffang einer wirklich 
konranistbchen Arbeiterpartei die den Kampf und die Zukunft 
des Proletariats Verkörpert.

Die Partei dbkptiert über eine nicht prinzipielle Frage 
nun bereits lünf Monate. Wenn es nach der ,,Oppstion“ geht, 
noch weitere sechs Monate, und. auf „breitester Grundlage“ 
Sie hat In dieser Zeit ihre politische Arbeit auf das gröblichste 
vernachlässigt, und müßfe Sfe ln Zukunft ebenso gröblich ver 
nachlässigen. Wehn der Zentralausschuß Wer nicht'Wandel 
schaffen würde, müßte es der gesunde TeU der Partei nach 
dem Zentralausschuß tun. Well die Partei keine Zelt mehr 
verlieren darf, wenn sie nicht politisch verhungern soll.

k M M M tt tM lik É M
Eine Erwiderung.

-per Verlasser-der „Antwort an die Leipziger Genossen“ 
in Nr. 7V d er KAZ. will offenbar nteht sachlich diskutieren. 
Die itehauptung „hinter diesen unseren Prinzipien“ stocke 
etwas, was erst klar werde. Wenn dfe Genossen 4wir) 
wenigstens denv Mut hätten« konsequent zu oeiu?, gehört *n 
den - alb»bekannten, bobcbewbtbcher KampfWebe ent
sprechenden Mißkreditierangsversuchen sodaß wir uns mit der 
Feststellung dieser Tatsache begnügen. .■̂ Wir erwarten nur. 
daß nach der Eröffnung der Diskussion mit der gewiß, merk
würdigen Fragestellung. ..Pariamentarismas-'Antipariaman- 
tarfsmus“, die notwendige Konsequenz einer Fortsetzung der 
Diskussion durch Abdruck nachfolgender Antarort^nl den Vor
wurf des „antiparlamentarischen Kretinismus“ gezogeu Wird. 
Da in der „Antwort an dfe Leipziger Genossen“ wie Jeder den
kende Arbeiter zageben wird, völlig vorbeigeredet wird, 
werden wir In- weiterer Ausführung unsere Argumente zu 
beweisen verbuchen. Daraus wird .sich ergeben, daß unsere 
Auffassung vom Antiparlamentarbmus mit Kretinismus, zu 
deutsch mit Blödheit, nichts zu ton bat.

Der Verfasser der „Antwort an dfe 
behauptet noch eindeutiger a b  in dem Artikel 
mus oder Ant«Parlamentarismus“ : „Die KAP. lehnt den Parla
mentarismus ab. weil diese kleinen Vorteile nur gemeinsam 
mit dem großen Nachteile, die die Teilnahme an den Wahlen 
und die parlamentarische Betätigung *) erfordert, auf Kosten 
Ihres Prinzips erkauft werden können.“ Da eine kritisierte 
falsche Behauptung durch Wiederholung nicht richtiger Wird, 
sind wir gezwungen, uns' nochmals dieser Behauptung zuzu
wenden.

Der marxistischen Kritik des Pariamentarbrous Hegt die 
Einsicht von der materiellen Unmöglichkeit zugrunde, das 
Parlament, „dem geschäftsführenden Ausschuß der herrschen
den Klasse“ (kommunistisches Manifest) Jemab ab  Instrument 
der proletarischen Diktatur erobern und gebrauchen zu können. 
Das bürgerliche Parlament b t  nach den von Marx anf das 
Studium der Komimme gegründeten Lehren eine bloß gesetz
gebende. von der Ausführung durch den Beamten- nnd Militär
apparat aber getrennte nichtvollzicbende und nicht arbeitende 
Institution. Dfese Institution des bürgerllcben Staates b t des
wegen allein schon keine fei gebrauchende Vertretungskörper
schaft für das Proletariat Erobert und aas einer Parlaments-l/tt____ ■ i» t. _t__ _ -1_U_1 _ VHa«» . mm nl.nfl 1j H,IU1,nsenen ivorperscnan in etae arocttenue morperscnait Konnte 
es schon deswegen nicht 
kartie Aenderungen .der 
Privateigentum anch formell schon b

-------- ‘7 , . ,  » |  ------* * •*Krane nar mit zwerartneunenrnen 
davon natürlich, daß ledes 
was derartiges planen 
tisch auch die Komintern; a  
büchern der KPD. zu lesen 

der >£0tebtj|Hfl|H 

■
Komintern, aber gegen 

hat Corter in

it  Radikalismus, eine Kinderkrankheit des 
_ n Parlamentarismus 32 Oktav« "

Seiten, die sich auf däs P ro b lem ___
zentrieren, enthalten weder wörtlich noch 

auptung. aus den Wahlen seien dfe 
des Parlamentarismus abzulelte 
die Nichtbeteffiirung an den V 
Pannekoek erst die
rismus und der Id. 
Praxis die für beide 
Mitgliedschaft

ïSSfcn

Kritik des 
der

Es ist n n ?  bleibt'also «atea* daß 
Legalität (wie z. B. Ausnutzung zu 
auf der Parlamentsbühne) erst ein _ _
Teilnahme an den WaWen. Der kleine Vorteil «  f  
Schwarz beispielswebe Sowjetgranaten-Affüre muß 
Analyse der beiden holändbehen Genossen ‘ ‘ 
derblfeher Nachteil gebucht werden, weil 
wfe Pannekdek eindringlich nachweist — 
dingten besonders gefährlichen westet 
Tradition auch im Proletariat jede nöch so réi 
Rede Im Parlament in den '"Massen die Ilhr. 
andere für » e  »den Kampf führen körinen.' ScSw*rz 
Standpunkt der KAPD. schon bei dem Berliner Vel 
glänzende Gelegenheit versäumt, zu demonstrieren i 
deutschen Sklavenvolk ein Bebpiel zu ^leben“ däß* ftufr’ 
Gruppe „ohne Parlamentsmitglieder“  In Westeur 
lution ideologisch vorbereiten iind praktisch durchführen 
Ganz richtig hingegen und konsequent’ im1 Sinne des 
Parlamentarismus war aber der Beschluß dér Rei 
der Entschiededen Linken, daß d l ‘
date nkferzulefcetf sëtótl. 1V t______
durch die Niederlegung der Mandate mit teVoiul 
parlamentarisch**! Begründung dem 
lamentarbmüs einen dbdraus höóh 
geleistet. Sie haben damit der SelbstpewuDtsefnsenl 
der Arbeiter einen Anstoß gegeben und damit das 
der Massen im Willen zur Tat“ über alles gestellt 
zu bedauern, daß bis fetzt diese Tat und dfe Rache 
geoisie. die Aberkennung der bürgerlichen , 
dfese Genossen nóch nicht von unserer Presse —, v» .. 
zur Entlarvung der bürgerlichen Demokratie und ihres 
auf freie Meinungsäußerung“ aub intensivste ausgei 
wurde. War schon damals der materiell mit der [ 
keit der Diäten zur Finanzierung der Gruppe E. L. unu»* 
Beschluß. Reichstags- und Landtagsmandate beizubehalten, ein 
sehr schmerzliches Kompromiß für viele vom Anti Parlamen
tarismus überzeugte Genosseq der E L .  so erwarteten —  
Genossen, — wte das auch von Schwarz versprochen 
war —. daß mit dem Uebertritt der. E. L. zur KPD. 
sein Mandat rtfederfegen und urch diese T
Beispiel der WeiBenfelser Genossen mit größerer W u c h t___
stärken würde. Das Ist zum Bedauern eines grofien Teiles 
von Genossen der KAP. unterblieben, obwohl die materielle 
Existenz der KAP. in keiner Weise von dem „kleinen Vorteil“ 
der Diäten abUfegif b t  Kritik des Parlameptariamns hat 
noch nichts , nn ‘ ‘ * “
Beibehaltung des 
Geringste mit den 
an Wahlen zu tup.

Eine Kritik des inkonsequenten Verhaltens von 
b t bei dem Uebertritt der & L  in der KAZ.

vop Corter und Pannkoek

werden. einer Kritik an 
.Sdner _

nach, ahne 
mit der

n der Haltung voa 
Haltung duroh dfe

»len 
ir, waren.

Ä T
Das Unterlassen 
und dfe offene 

Partei
_____ _ .»von Sc__

zur Ausnutzung der M  
der aus freien Kämpfern 
tät (?) .afaMft 
w o rd e § ,S ? i_
der JKonsequenz. des ___
kommenden Wahlen. Dus mit den
Möglichkeit legaler revolutionärer P ____ __
gewandtesten und tücbtigsten Führer feder _  
begründet werden kann, dafür - .  außer dom 
des Artikels ^Parlamentarismus und Antipuriamentarbmus“ 
noeb ein Beispiel: . *
r  Im dritten Jahrgang der KAZ Nr. . . . . .  also

steht auf dem Titelblatt ein' Aufruf „An dfe 
zn lesen: „Wollen sfe (dfe Linken)-- 
aufgeben? N e i n . . . . . .  In
sichern sie mit Inbrunst. <
Instrument b t. das es gibt; 
ereicheu kann und daß

Dazu schreibt der Verfasser dos Aufrafe: 
an der Zerstörung der 
nnr mit Reden.

der

KAP„ E S

X rv*e
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L. zo solidarischem Vorgehen mit den Weifienfeber Parla
der E.L. aufzyruien. Nur dann bleibt die KAP. 

„Gruppe freier Kampfer“ ohne Abhängigkeit von einend 
„Parlamentsmitglied“ !

(Eine letzte Antwort), 
ti.

Im Artikel Parlam entarism us oder An tlpärlamenta rismus 
7ß der JCAZ.“ haben wir kurz dea Streit zwischen 

der lU. Internationale wiedergegeben and 
Parlamentarismus aas- 

mmenfassend folgenden 
Stellung der Par

aad der parlamentarischen 
der Arbeiterklasse und das We-

Als Antwort erschfea ia Nr. 79 der Artikel eines Leipzl- 
Genossen, betitelt: „Antipariamentarisnws aktuelle 

r .  wo obige Ansicht einfach als „falsch“ bezeichnet 
Die 'einzige Begründung, die er dort za geben ver* 

t  Ist, daB Wahl und parlamentarische BetBtigung keines- 
Voraussetzung einer Kritik der P ra x is  des Partamen-

sind. Was er aber unter P ra x is  des Pariamen-
. mtt welcher er die Ablehnung dés letzteren be- 
machte, versteht. Ist aus diesem Artikel nicht za

Inzwischen hat der Leipziger Genosse scheinbar einge- 
daB man, um über die programmatischen and taktischen 

ren za können, ste doch erst
ï r  bat Gorters Brief an Lenin

alte Jahrg&nge der KAZ durchgeseben, aber leider, wie 
zweite Artikel zeigt, hat er sie nicht verstanden. Hier 

der L. G. wieder:
dsa Purl— t a r t w  hat aaoh nicht — und darauf 

wir dte Genossen, dte fflr die Beibehaltung des Man- 
aasdrücklich fest— das Geringste a *  daa varderb- 
btaftaa der PHiBtoiing m  Wahfea (uad dar paria.

— d. V ert)
an anderer Stelle seines Artikels schreibt er: „Der 

der Antwort an dte Leipziger Genossen“ behauptet 
eindeutiger als Im Artikel Parlam entarism us oder Anti

k e  KAP. lehnt den Parlamentarismus 
weil diese kleinen Vorteile nur gemeinsam mit den grofien 

die die Teilnahme an den Wahlen und dte parla- 
etfltigung erfordert, auf Kosten ihres Prinzips 

werden können“. Da eine kritisierte (mit einer unver- 
Behauptung — d. Verf.) falsche Behauptung durch 

nicht richtiger wird, sind wir gezwungen, uns 
dieser Behauptung zuzuwenden“.

dte Parlamentarismus Hegt dte 
zagmade, das Par-

Parlaments 
Betätigung

- IL „ “ ••
Es ist klar, daB, wenn der L. G. die Gründe der Partei 

für die Ablehnung des Parlamentarismus nicht begreiit, aach 
nicht begreifen kamt, daB das Verderbliche des Parlamentaris
mus fflr das Proletariat aus der Wahlbeteiligung und der par
lamentarischen Betätigung entsteht. Um das zu begreifen, 
genügen nicht die 32 Seiten des Gorterscben Briefes an 
Lenin, dte sich auf das Problem P ü h re r  und Masse kon
zentriert; man muß vielmehr darüber auch etwas nacb- 
denken. denn Gorters Brief Ist nicht für Papageien, sondern 
fflr denkende Menschen geschrieben. ^

im Artikel Parlamentarismus oder Antiparlamentarismus 
Ist z. B. als verderblicher Nachteil des Gebrauchs des Parla
mentarismus als Kampfmittel fflr das Proletariat die Erhal
tung und Stärkung seiner bürgerifcb-demokratiseben Fusio
nen bervorgehoben worden. Jeder denkfähige **emfh be
greift, daB die Erhaltung und dte Stärkung des Proletariats 
nicht dadurch geschieht, dafi man Jemanden von vorne und

d£  cE3«fS3

In demselben Artikel ist aach bervorgehoben worden, daß 
der Parlamentarismus ah  Kampfmittel fflr das Proletariat dte 
typische Formales Kampfes mittels Führer Ist; wobei bei den 
m. . » »  «ne Illusion geweckt wird, dafi aadere fflr ste den 

fahren können and so wird ihre Aktivität gehemmt. 
Anch diese Illusion kann nicht dadurch geweckt werden, da« 
man Iemand als Mitglied des Parlaments bezeichnet; auch sie 
wird durch dte Wahlagitation, Wahlaufforderung, durch die
W ahibetaM m r J
tigan“
Art

I durch dte Wahlagitation, Wahlaufforderung, durch die 
ilbetdUgung und parlamentarische Betätigung der „ricb- 
I“ Führer geweckt, erhalten nnd. gestärkt. Na b a a l  dtese 
m é  Walsa wird daa V e rtä te *  zwlachaa, Massa aad

su k______
klar, dafi der L. G. unter Praxis des 

ntarhmus zum Unterschied von „parlamentarischer 
M die Rolle des Parlamentarismus als Herrschafts-

____ der Bourgeoisie versteht. Demnach wird auch
dafi er d ir  Ablehnung des Parlamentarismus vom marxl- 
ten Standpunkt aus, mit dem Umstand begründet, dafi 
Parlsament eine Institution des bürgerlichen Staates ist. 
das Proletariat zu seiner Herrschaft nicht benutzen kann. 
Hätte aber der L. G. etwas geschichtliche Kenntnisse über 
Frage Parlamentarismus und Arbeiterbewegung, so würde 

dafi nur die Anarchisten und die Syndikalisten den 
is aus solchen Gründen abgèlehnt batten und

würde dann auch'wissen, dafi für die Marxisten aus 
_ Tauglichkeit des Parlamentarismus ah  politisches Sys-

___der. Herrschaft -der Arbeiterklasse nur seine Ablehnung
nach der Eroberung der politischen Macht folgt, nicht aber 
seine Ablehnung als Kampfmittel des Proletariats vor der Re
volution. Die Ptfftel hat den Parlamentarismus ah Kampimittei 

dsm Graada abgelaha *  wafl er la der jatelgda Epoche 
fer dsa Erforderahsea das K lim ila a f t »  eatspricht 
•Der L. G. glaubt aber, dafi e r einer falschen BehauiM____ _ ________________ . iptung

Kredit verschaffen kanh, indem er neben Ihr noch eine zweite.
• falsche; aufstellt: nämlich, d a fi‘nach 'Gorter und

raucA oek der »Boykott des Parlaments eine Konsequenz der 
Kritik des Psriamentarismus als Herrschaftsinstrument der 
Bourgeoisie sei.

In seiner Schrift: „Klassenkampforganisation des Prole
tariats*' schrieb Gorter: „ . . . der Parlamentarismus wai 
eine gute Waffe in der Zeit der Evolution (1860—1910 odei 
schon einige Jahre früher), a h  die Führer dte Sache des Pro- 

its machten. Jetzt, da das Proletariat selbst handeln 
Nachteile viel gröfier als seine Vorteile. Denn 
des Proletariats besteht Mer darin, dafi es 

für es handeln können und dafi es selbst 
braucht. Diese Schwäche vermehrt der

wird bei Pannekoek, dafi die Ablehnung des 
( seiner Untaugltchkeit uh  Kamptmlttel 
folgt. In seiner Schritt: „Weltrevolution 
Taktik“ schrieb er: »Jeder Kommunist 

Gründe_weshalb diese (parlamentarischen — 
Jener Zeit notwendig und 
es, wenn der Kampf des 
Stadium tritt.

fflr das Fra* 
die typische 

Führer, wobei die Massen selbst 
il I aad „hat die unver- 

notwendige

Die Erklärung der Tatsache, daB ein Teil von Genossen* 
aus einem P a l l“, der keiner sein dürfte, einen Fall der P a rte i 
gemacht hat, soll in einer Einstellung zum Parlamentarismus 
gesucht werden, die sich bei einer näheren Betrachtung ah- 
eine unpolitische, gefühlsmäßige, faschistische, im besten Fall* 
als eine ethische Einstellung entpuppt. Der Antiparlamentaris
mus der Partei entspringt aus der Taktik dar Massenaktion^ 
Er besteht in einer Ablehnung der Wahlbeteiligung, der Wahl
agitation und parlamentarischer Betätigung, da das ein Hemm
nis für die Entfaltung der Selbständigkeit und Aktivität der 
Massen und somit der Massenaktion. Unser Aatipariaa ieatarh- 

ist also keia «Dlag fflr sich“ , soadera dte Kehrseite der

H l
mt

draH i

Aus der Jahrelangen Aktlonsschwäcbe der Partei heraus 
und aas der daraas resultierenden Notwemttgkeit. die bloße 
Negation des Reformismus der II. und IIL Internationale zu 
sein, entstand bei einem Teil der Genossen, denen ein dialek
tisches Denken abgeht. Jene primitive Ideologie, die nicht nur 
in der Frage des Parlamentarismus, sondern auch tat der Ge
samtfrage der Massenaktion zutage tritt. Das ist die Ideologie 
der reinen Negation. So begreiflich die Entstehung einer 
solchen Ideologie ist, umso notwendiger h t  aber ihre Be
kämpfung. Dte revolutionäre Partei des Proletariats darf Ibra 
Tätigkeit und Taktik nur von der realen Wirklichkeit nnd niebt 
voa abstrakten Begriffen und Grundsätzen abieiten. Ihre Tak
tik mnfi der positive Extrakt aus den Erfahrungen und Bedin
gungen des Klassenkampfes sein.

Der kommende Z.-A. und nochmehr der von Ihm vor
zubereitende Parteitag haben in diesem Sinne Entscheidungen, 
za treffen. Sie müssen aber von der Erkenntnis getragen sein, 
daß auch eine marxistische Schulung nottut. denn nur dadurch 
werden sie in Blut nnd Fleisch fflr die Partei fibergehen.

AntrSfl« und RMOlutlonm
m é  a a a frk t Das h t  so Idar and einfach zu verstehen, dafi 
nur an Gehirnparalyse leidende Menschen dies nicht verstehen 
können. Wenn aber der L. G. es trotz seiner hoben Bildung 
anch nieth versteht und hartnäckig bestreitet, dafi das Ver- 
S ^ ^  d ^ S ^ n t a S S ^ d e r  W aUa^Ution J g e h t  
so ist das nar mit einer unheilbaren P lattteit zu erklären, 
die er schon anf dem letzten Zentralausschuß der Partei mit 
seiner Elnhettsschralle vordemoastrtert hat.

Diese Plattheit erreicht ihren Höhepunkt in dem papagei- 
enmäfiigen Zitteren von Gorter. Jeder, der denken kann und 
der weiß, dafi der „Offener Brief an Lenin“ nicht In einer Zelt 
geschrieben worden Ist, wo sich kommunistische Parlamen
tarier zum Antiparlamentarismus bekannten, sondern umge
kehrt, der begreift, dafi Gorter unter Parlamentsmitglied 
Parlamentarier versteht, die sich wählen lassen die^ W ah la£  
tatton betreiben und sich parlamentarisch betätigen aber 
keineswegs Parlam entarier“, dte sich wie die Reicbstags- 
handwerker. Stenotypisten und Portiers in die Anwesenheits
listen eintragen und sich eine bestimmte Summe auszahlen

*ÄSSpÄssen wir nun kurz zusammen: Der Parlamentarismus 
als Kampfmittel fflr das Proletariat h t  deshalb unbrauchbar 
und wird von der Partei abgelehnt, weil er mit steh die 
Wahlbeteiligung, die parlamentarische Betätigung und die ent
sprechende Ideologie bringt. Bestünde der Parlamentarismus 
nur im Einträgen und Beziehen einer Geldsumme — ähnlich 
wie die Eintragung der Erwerbslosen und Beziehung einer 
Erwerbslosenunterstützung — so würde, die KAP.^nicht gegen 
die Ausnützung eines l olehsa Parlam entarism us sein.

m
Wenn also die Partei abgelehnt hat eine Kritik an Schwarz 

wegen der NtedeftegUng des Mandats (was er aus bekahnten 
persönlichen Gründen nicht getan hat) zu üben, tat ste dies, 
weil ste hierin keinen Widerspruch zwischen seinem anti- 
partamentarhehen Bekenntnis and der Nichtniederlegung des 
Mandats sieht. Einer andérn Meinung können nur an anti- 
parlamentarischem Fetischmus krankende Menschen sein.

Der L. G. Ist aber unzufrieden von dieser Entschließung 
der Partei, die sie durch eine Abstimmung herbeigeführt hat, 
weil dadurch die antiparlamentarische Agitation der Partei 
erschwert sein solL Wir geben zu, daß für diejenigen, die der

Betätigung rechtfertigen könnten, die Stellung der Partei ein 
Hemmnis für ihre primitive „Begründung“ des Antiparlamen- 
tarismas wäre. Die Partei bat Jedoch dem geistigen Unver
mögen und der Primitivität bis Jetzt keine Konzesstonen ge
macht und wird auch in der Zukunft keine machen: Wir 
haben schon beim Voklsentscheld erlebt, dafi manche gefürch
tet hatten. ab  pürstenknechte“ hlngesteUt zu werden, da sie 
nicht den Mut und das geistige Vermögen besafien. die richtige 
Stellung der Partei in dieser Frage zu vertreten. Solche 
Mitglieder leisten der proletarischen Revolution Bärendienste. 
Demnach h t  klar, dafi auch das .Argument** des L-G ^dte An
hänger von Ruth Fischer und Korsch halten unseren Genossen 
vor, daß sie aus denselben Motiven wie Schwarz parlamen
tarische Antipariamentarler“ seien, sinnlos ist. Bezeichnend 
ist, dafi die Ruthenen und Korschisten ein solches „Argument 
In Ihrer Presse garnteht vorzubringen wagen, nnd dafi sie 
das nur dort, wo ste mit geistigem Unvermögen rechnen, tun. 
Der L. G. müßte übrigens sdbst wissen, dafi diese Gruppen 
sich offen zur Taktik des Parlamentarismas bekennen, daß 
ste sich parlamentarisch betätigen und womöglich sich wieder 
wählen lassen (stehe Hamburg). Wenn sie sich offen zum 
Antiparlamentarhmus bekannt und keine parlamentarische 
Tätigkett entfaltet hätten, io  würde sich die Partei zu ihnen 
in puncto Parlamentarismus, so wie zu der ehemaligen fc.L.

verhalten^chöiijte von «Uen „Argumenten“ des L. G. für eine 
Kritik an Schw. h t  Jedoch sein Bedauern, dafi die Parlei sich 
bei den kommenden Wahlen der Möglichkeit auf das Beispiel 
des revolutionären Antiparlamentariers Schw. zu berufen, be
raubt hat. Man will also den Führerglauben statt mit einer 
tiefgreifenden Begründung, nämlich mit den Erfordernissen des 
Klassenkampf es. mit der Notwendigkeit der Massenaktion — 
mit der Berufung auf das Beispiel des ..guten Führers er
schüttern. Daran kann man ersehen, wohin eine primitive anti- 
pariamentarhehe Propaganda führen würde.

Wenn aber kein Grund für eine Kritik an Schw. weder 
vom Standpunkt unserer antlparlamenUriscben Stellung noch 

Standpunkt der Interessen der antiparlamentarfachen 
besteht, so kann auch das sogen. Prinzip der 

der bürgerlichen Existenz keine Be
in Nr. 79 der KAZ. h t  das Notwendige

__i und cs b t  erfreulich, dafi der L. G. nicht
■ehr von „seinem“ Prinzip zu reden wagt. Wir würden aber

• “  " ------  •— - Hamburger Genossen darübei
Prinzip schon seit Jahren 
(damit mufi n a tü r lic h e r

_________ niederträchtige Unterstellung z»
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•nen das Prinzip ..Haltet den

mm

x Die am 27. Setpember 1927 tagende Mitgliederversamm
lung der Ortsgruppe GroB-Hambnrg hat sich in eingehender 
Aussprache mit den Differenzen der Berliner Organisation, 
beschäftigt. Sie ist der Auffassung, dafi die Spaltuag der Or
ganisation das gröfite Verbrechen wäre. Die Hamburger Or
ganisation verlangt, dafi sowohl die Opposition, wie der Ge
schäfts!. HauptausschuB ihre Differenzen dem Kontrollans- 
schufi der Partei unterbreiten. Die Hamburger Organisation* 
ist der Auffassung, dafi das Mittel der Beltragssperre kein 
unzulässiges Kampfmittel ist, d. Il, daB die Genossen, die zur 
Beitragssperre gegriffen haben, noch zur Partei gehören. Sie 
sieht die Ursachen der Differenzen nicht zflm wenigstens im. 
Verhalten der GHA. in der Frage Schwarz. • >

Es ist die Aufgabe des KantroUausscnusses:
1. festzustellen, wie tatsächlich im Reiche die Abstimmung, 

übpr das Verhalten des GHA. im Falte Schwarz ausgefallen h t .
2. sachlich alle Differenzen der Berliner Organisation za 

prüfen und das Material dem Reichsparteitag zu unterbreiten.
Das letzte Wort hat der Parteitag resp. die erweiterte 

Zentralausschufisitzung zu sprechen. Die Hamburger Organir 
sation fordert die schnellste Einberufung eines Parteitages, 
resp. Zentralausschusses, damit diese Differenzen so schnell 
wie möglich aus der Welt geschafft werden und wir wieder 
zu einer aktionsfähigen Partei gelangen. Wahlberechtigt zum. 
Parteitag sind nach unserer Auffassung auch alle Genossen» 
die in den letzten drei Monaten auf Veranlassung des GHA.: 
ausgeschlossen sind, sowie alle Genossen, die zum Mittel der 
Beitragssperre gegriffen haben.

Eine Antwort Berlins aa Hamborg.
(Ueber die Zalässlgkeit der Beitragssperre).

ln der Organisation werden alle Fragen nach dem Willen, 
der Mehrheit der Mitglieder entschieden. Danach hat sich nach 
einer Abstimmung die Minderheit der Mehrheit zu fügen, wenn 
sie die Frage nicht von solcher prinzipiellen Bedeutung hält» 
dafi sie die Spaltung notwendig macht Eine Minderheit, 
welche die Grundlage für den Bestand einer Organisation 
überhaupt is t  Deshalb kann und darf eine Organisation, dte 
sich nicht selbst aufgeben will, die Handlungsweise eines 
solchen Minderheit nicht dulden. ‘

Die Partei mnft von Jedem Genossen verlangen, dafi er», 
unbeschadet von seiner sachlichen Meinung, seinen Pflichten 
der Organisation gegenüber nachkommt, wenn er als Mitglied 
dër Partei mit allen Rechten gelten wilk • >

Ergreifen Genossen. Gruppen oder Bezirke zur Durch
setzung ihres Willens dagegen zu organisationsschädigenden 
Maßnahmen (Beitragssperre pp.) und entziehen sich dadurch 
den Pflichten der Partei, schwäahen ihre Schlagkraft nnd 
verhindern ihre politische Arbeit so stuiten sie sich damit 
selbst außerhalb der Partei, verzichten auf ihre Rechte jah  . 
Parteimitglieder nnd nehmen sich die Möglichkeit ihre Mei
nung im Rahmen der Partei mit sachlichen Argumenten" za , 
vertreten. Sie können durch die Selbstentkleidung der Par» 
teirechte zu keinerlei organisatorischen Versammlungen, Ta
gungen und Konferenzen der Partei zugelassen werden und 
dadurch auch an keinerlei Abstimmungen sowie Parteihand
lungen teilnehmen. Das gilt auch für den Parteitag. 1

Die Beitragssperre und andere organisatorische Kampf- 
mafinahmen gegen die Partei als zulässige Kampfmittel im 
Rahmen der Parteidiskussion anzuerkennen, bedeutet

1. dte Legalisierung von Fraktionen innerhalb der Partei*
2. Die Zerreißung der Partei bei auftauchenden Streit«* 

fragen in mehrere Telle,
3. die Gefahr der vollständigen Aktionsunfähigkeit der 

Partei bei „Zweckmäßigkeitsfragen",
4. das Erscheinen der Parteipresse aufs Spiel zu setzea*.
Es muß daher der Organisationsgrundsatz unbedingt aner

kannt werden (S tatu t Absatt D a  '
Mitglied der KAP. kann Jeder werden, der P rogramm aad. 

Satzaagea aa i rin  aut aad danach h aad Hfl
Die Hamburger Entschliefiung enthält dte theoretische. 

Rechtfertigung zur Zerschlagung der Partei und ist vollkom
men undhkutabel. • \

Mitteilungen
; • :  D btrlk tevt
Am Dienstag, den 1. November 1927:

14.» 13. nnd 6. Bezirk.
1«, 17. und 5. 1, Bezirk,
7„ 3^ 4* 18, und 2. Bezirk.

Lokale werden in nächster Nr. der„KAZ.‘ 
gegeben. 1

Tagesordnung: Bericht der Zentral-

bekannt-

cn 29. Uktooer* ädcdüs ö unr* nnaci 11» 
Jnt. Aktienstraße. ein Bflaatt GrnppeaabeaA 
JM e wJrtachrit fche aad paMhcha Lage“

Sonnabend, den 29. Oktober, abends 8 Uhr, findet l a  
„Stadt Kamenz“, Unt 
mit dem Thema: 
statt.

Für Montag, den 31. Oktober (Refonnattonsfest) h t  eine 
Propagandafahrt in die Umgebung voa Chemnitz geplant und 
werden die Genossen gebeten, sich restlos zn beteiligen.  
Näheres am Sonnabend, den 29, im Gruppenabend.

KAP.
^  —

und für den Inhalt 
Erdmann & C a,

K a r l  S a l a „  
S036.Moritzpl. 6741.

Preis

Organ der Kommunistischen Arbeiter-Partei Deutschlands

Berlin, 31. Oktober 1927
A le Z A te fM  auf H u la  hufflfcnatn Itwfla NW.7, Nr. 82842.
BuchhandL L Arbeiter-Literatur, Bln. SO. 36, Lausitzer PL 13.

Za beziehen durch dte Beairksorganbationen der Partei, 
darch dte Post oder dorch die Buchhandlung für 
Arbeiterlitera tur, Berlin SO. 36, Lausitzer Platz 13. 

Telepbon-Nr.: Moritzplatz 7832.

8. Jahrg. N r 84

Der weiße Terror in Rußland
Die neueste Krise

Ein altes Lied, wenn auch in neuer Melodie, klingt durch 
die demokratischen Gassen, Finanzkrise. Ein altes Lied, wie 
gesag t das alte Lied des deutschen Nationalismus.

Seit dem p rieden“ von Versailles, und seit dem die „Er- 
füllung“ der deutschen Schwerindustrie fette Profite und der 
Sozialdemokratie die Phrase von der „Volksversöhnung“ lie* 
ferte, kennt man die Weise, kennt man den T ex t kennt man 
die in diesem Konzert zusammenspielenden Musikanten. Mit 
dem P ik ta t“ wurden stets die nationalistischen Instinkte ge
kitzelt so auf die A rt daß das deutsche Kapital Ja vor lauter 

•Humanität nur so schwitzt dieweil die bösen Feinde durch 
den Raubvertrag den Arbeitern die Margarine, den Kindern 
die Milch aus der Flasche stehlen. So wurde die Stimmung 
ffir den Rahrkrieg vorbereitet und ffir den grandiosen Infla« 
tionsraubzug den deutschen Proleten eine Gasmaske vorge- 
buBden, damit ihnen die revolutionäre Propaganda nicht das 
Verständnis ffir ihre eigene Rolle nahe bringen sollte. Die SPD. 
nnd dié KPD. bliesen damals in das Hord des deutschen 
Nationalismus, und die III. Internationale lieferte ffir das 
„unterdrückte“ Deutschland frei nach Bucharin die Theorie 
fflr die Landesverteidigung und die Granaten gleich dazu. Das 
w ar der erste große Vorstoß des deutschen Imperialismus nach 

• seiner Niederlage, und dié Proletarier bezahlten, wie 1914 
die Zeche. .
. Aber damit ist es nicht getan Seitdem hat sich das deutsche 
Kapital grfindlich „umgestellt“, weil es eben nur so und nicht 
anders ging. Nach dem zweiten verlorenen Krieg mußt man 
sich auf „den Boden der Tatsachen“ stellen. Man gab die 
offene Sabotage auf und verschrieb sich der sozialdemokra
tischen „Völkerversöhnung“ und dem Prieden“. Man warf 
die sozialdemokratischen Hausknechte aus dem' Regierungs- 
tempel und setzte deren Politik, die einzige mögliche, fo rt Ein 
paar Ministerposten in Preußen reichten aus, um von der 
Sozialdemokratie die schrfftUche Erklärung zu erhalten, daß 
sie' bis zu den Neuwahlen diese Bürgerblockregierung nicht 
mit einem Mißtrauensvotum belästigt und sich m it für die 
dummen Proleten bestimmtem Geschreibsel im „Vorwärts“ 
begnügt, ym den neuen Vorstoß in einer günstigen Situation 
wagen zu können, ist mehr nötig, ah  altgermanische Lands- 
knechtsblödheit. Da ist nötig eine unerhörte Schufterei, damit 
die deutsche Industrie konkurrenzfähig wird. Da ist nötig die 
Rationalisierung, und zur Niederhaltung des ausgepowerten 
Proletariats die Schlichtungsjustiz. Da b t  nöüg, starke Ge
werkschaften, die mit viel Geschick, List, Betrug nnd einem 
Heer von gerissenen Gaunern in der Maske von Arbeiter- 
ffihrern alle Streiks durch Abstimmnngsmanöver, Vertragsver
pflichtungen abwürgen, das Proletariat niederhalten und ver- 
dn mm beuteln. Da ist nötig, Kapitalsakkumulation, Ruhe und 
Ordnung, damit die Anleihen ausländischer Großbankiers flie- 
Ben, um so ein Fundament zu schaffen, auf dem man sicher 
stehen kann, wenn die politischen Verhältnisse günstiger sind, 
■m, wie schon anläßlich des Tannenbergrummels und des 
80. Geburtstags Eberts des Zweiten deutlich wurde, ideolo
gisch und militärisch vorzubereiten den „Kämpf um den Frie
den“, oder „Wfedergutmachu ng altes Unrechts“, oder eine ent
sprechende „Neutralität“ als die Kamrfstellung, die einen Zu
wachs von inachtpolitischer Stärke oder sonstige Konzessionen 
ndt steh bringen wird, so, wie es eben gerade pafit

Uad ütan kehrt in dieses politische Potpouri das alte 
Liedchen wieder vtm dem bösen Reparationsagenten, der die 
Beamte« um ihre Gehaltserhöhung prellt, weil eben die Stenern 
nicht mehr ausreichen, diesem Reichtum eine Gasse za bahnen. 
W eü sonst die prfüUung“ in Frage gestellt würde. Es halten 
|a  aach die „geschädigten Ausländsdeutschen“ die Hände auf, 
a ad  ‘faf Pfaffengesetz siebt einen Haufen neuer Gotteshäuser 
wor hi Gestalt von Konzessionsschulen aller möglichen Arten, 
ao daB man so über 2 Milliarden Mefaiauszaben Aber den Etat 
ansgarachaet h a t /  Hinzu treten noch 500 Millionen In neuen 
Reparatioasaaszahlnngen.

Wenn also dte „Konjunktur“ weiter anhahen and ab  Vor
aussetzung dafür dte Konkurrenzfähigkeit sichergestellt wer
den soO, so mufi der Hnngerriemen wieder enger, n o c h  enger 
geschnallt werden. Die KPD. hat Ja wohl gleich wieder eine 
neue Parole gefunden in den „Besitzstenern“, aber diese Blöd
heit ändert doch nun einmal an der erdgebundenen Tatsache 
nichts, dafi Jeder Pfennig, anch die „Besitzsteuern“, erst von 
den Proleten erschuftet werden müssen, tun überhaupt bezahlt 
werden zn können, ganz davon abgesehen, dafi die kapitali
stische Klasse, so lange sie die Macht h a t sich nicht vor
schreiben läfit w ie  sie das Proletariat betrügen soU. Aber 
selbst wenn die Bourgeoisie „nnter dem Druck der Massen4* 
diese Mehrbelastung durch „Besitzsteuern“ anfbringen müßte, 
würden letzten Endes diese Steuern einzig und allein die Pro
leten bezahlen, denn die Besitzer von Produktionsmitteln, da
zu gehören auch die Händler und die Wucherer, wälzen die 
Steuern ab anf die Konsumenten. Nur nebenbei wollen wir 
zeigen, wie hilflos die KPD. diesen Fragen gegenübersteht 
von der SPD. schon gar nicht zu reden.

Es b t  klar, daft schon ein ganz zarter Wink an den Re
parationsagenten genügte, nm hier einzugreifen, weil dfe Re
parationsgläubiger eben ihre Wechsel nicht gefährdet wissen 
möchten. Die Deutschnationalen und die Deutsche Volkspartei 
brauchen diese Entlastung, denn sie haben die Ausländsdeut
schen, die Beamten mit dem Köder des „sozialen Verständ
nisses“ gefüttert und möchten nicht zum soundsovielten Male 
a b  „Wortbrüchige“ dastehen. Sie waschen ihre Hände in 
Unschuld, und lassen so den deutschen Kleinbürgern fühlen, 
wie herrlich wir doch in Deutschland leben könnten, wenn 
der verfluchte Dawes-Packt nicht wäre, und dafi man sich das 
bei den nächsten Wahlen merken müsse, die natürlich nicht für 
die Erfüllung, sondern gegen diese „nationale Schmach“ ge
richtet sein müssen.

Wenn die SPD. von einer Krise des Bürgerblocks faselt 
so ist das natürlich so zu verstehen, dafi sie darauf spekuliert 
dafi der. wachsende Druck der Kapitalsoffensive ihre „positive 
Mitarbeit“ notwendig macht, um d i e s e  Politik mit Hilfe der 
SPD, fortführen zu können .die lediglich das Ergebnis der 
SPD.-Politik selbst b t. Die KPD. schreit: „Nieder mit dem 
Bürgerblock“ und sagt nicht was eigentlich nun „hoch“ kom
men soll. Man wird aber durch die Parole: p o r t  mit diesem 
Reichstag“ schon belehrt daß sie alles versuchen wird, um 
einen a n d e r e n  Reichstag auf die Beine zu bringen, der/ 
daran zweifelt sie auch selbst nicht im mindesten, das „Werk“ 
von diesem Reichstag fortsetzt

Das revolutionäre Proletariat sieht hier von neuem, 
daß das internationale Kapital nur geschlagen werden kann, 
wenn es an allen Fronten angegriffen, und so der Kapitals
internationale entgegengesetzt wird ■ die Klassensolidari
tä t des internationalen Proletariats. Es sieht weiter, daß hier 
keine lächerlichen Stenerreförmchen helfen können, sondern 
daß die Kapitalsoffensive der internationalen Kapitalistenklasse 
aus den Widersprüchen der kapitalbtischen Produktionsweise 
selbst entspringt und daß diese Widerspräche einen Grad er
reicht haben, die den Kampf des Proletariats um den Kommu
nismus- unvermeidlich machen, w em  das Proletariat aicht in 
Nacht und Grauen der kapitalistischen Barbarei versinken
will.

Ost-

R a tio n a lis ieru n g sm a ssén m o rd
Der italienische 

falda, der nach Südamerika unterwegs war, 
kfiste untergegangen apd hat mehrere Hundert 
Satzung und proletarische Auswanderer, in dte Tiefe 
— Das Schiff war sehr hoch versichertII

Dfe 
alten Eben.1 
Reederei, si 
Fressern, un 
Südamerikas

Dieser 
in die 
betrug.

gehörte B»g«* «w> 
Prositsucht und Profitbedflrfnb zwangen dte

ropa überflüssigen 
a h  Sklaven an dte Pfaatagenmagnaten 

afen.
oder beabsichtigte Massenmord gehört

Amerika und Euroi
Die ökonomische Krise Amerikas bedeatat fflr 

grofien Teil der Arbeiterklasse lange Arbeitslosigkeit aad 
mit Entbehrung in Jeder Beziehung. Der fortwährende 
ström agrarischer Elemente zur Industrie, sowie dfe 
hörliche Verbesserung der Maschinenprodnktion 
noch mehr den schon vorhandenen, hitzigen Wet 
dem Arbeitsmarkt Diese Situation macht es dea 
mern leicht die Lebenshaltung der Arbeiter im Interesse j 
Profits hnmer mehr zn beschneiden. Wir haben hier nicht < 
Resultat des internationalen allgemeinen 
des allein, sondern der wirtschaftliche Verfall des 
a b  fällige Nachernte des Krieges, b t  eine der speziellen 
sachen. Diese Länder versuchen ihre früheren 
dem Weltmarkt vermitteb niedriger Preise, dte auf 
Löhnen basieren, zurückzugewinnen. Der Konkui 
kann nnr auf dem Rücken der Arbeiterklasse ausgefochten 
werden. So muß die kapitalistische Klasse Amerikas, um wohl
feiler zu produzieren und um die durch den Krieg gei 
nenen Märkte weiter zu behuupten, zum Angriff aaf die 
benshaltung des amerikanischen Proletariats übergehen, 
gilt die Losung: Steigerung der Lebtungsfähigkeit Herab
setzung der Herstellungskosten auf ein Minimum durch! 
bau und durch neue Methoden zur Ausnutzung von ArbeM*, 
und Maschinenkraft. Es wird keine Steigerung der 
durch die schon überschüssige Arbeibkraft versucht 
angewandt wird die profitable Methode, die noch mehr, er
fahrene wie unerfahrene Arbeiter anh  Pflaster w irft Ela 
Kampf gegen diese Entwicklung ist nur möglich, indem ste 
selbst in den Dienst der Arbeiterklasse gestellt wird. Dies 
nicht durch die Utopie eines harmonischen Ausgleichs 
Beonrgeois*e und Proletariat sondern durch radikale Aende
rung der Gesellschaftsordnung.

In der Stahl-Industrie z, B  ersetftJn mittels der 
Maschinentechnik 2 Männer 14 bei der Versorgung 
Schmelzofens. In den Eisengießereien ersetzen 7 Mahn 60. 
offenen Ofen b t sogar 1 Mann imstande die Arbeit von 
zu verrichten; und zwei Männer laden mit Hilfe e^nes 
soviel Roheisen ans, wie früher 128., Die Automobilindustrte 
war imstande, seit 1917 Ihre Produktion pro Mann um 210'Pro
zent zu erhöben. In anderen wichtigen Industrien ist die Ver
mehrung der Produktion pro Arbeiter in der gleichen 
folgende: Oel-Raffinerie 70 Prozent Zement 57,8 
Eisen nnd Stahl 58 Prozent Hochöfen 94 Prozent 
Mühlen 39 Prozent, Leder 28*2 P rozent Zucker 273 
Papier 33 Prozent und Schnhe 16̂ 5 Prozent-.

Diese Resultate waren nur möglich, durch dfe schon ge
nannten neuen Formen der Ausbeutung. Die Position, der Ar
beiter bat sich Jedoch nicht dementsprechend 
Amerika, nicht direkt vom Kriege ergriffen,
Aufstieg durch die Versorgung der Märkte Jener 
in den Krieg tiefer verwickelt waren. Ihr ökonomischer 
del lag damals vollkommen brach und bot so den ji 
nischen Waren ein offenes Feld.

Amerika; Beziehung zum Welthandel b t  folgende:
mit 51 Prozent am Roheben, 66 Prozent am Stahl, 51 

zent am Kupfer, 62 Prozent Petroleum. 43 Prozent aa 
52 Prozent am Nutzholz, 65 Prozent an 
42 Prozent am Phosphat 80 Prozent am 
■am Mika, 62 Prozent am Blei. 64 Prozent 
am Seifenstein, 45 Prozent am Schwerspat (Baryt), 55 j 
an Baamwofie.

Damit b t  die Vormachtsteilang Amerikas aaf dem 
markt bewiesen. Dem 
dafi dies der arbeitenden


